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«La Romandie dominée»?
Zur labilen Beziehung zwischen der deutschen und

welschen Schweiz

von Urs Altermatt

Die Tatsache, dass sozioökonomische und politische
Konflikte von ethnischen, kulturellen und religiösen Gegensätzen

überlagert werden, ist kein neues Phänomen.1 Bei der
Entstehung der modernen Staatswesen waren ethnische
und nationale Ausschliessungskriterien grundlegend.2 Neu
hingegen sind die Häufigkeit und die Schärfe, mit der seit
dem letzten Drittel des 20. Jahrhunderts ethnische und
nationale Fragen in der ganzen Welt auftreten.3

Der als Ethnonationalismus zu bezeichnende Prozess
stellt global eine Bewegung dar, die auf der Vorstellung
beruht, dass Volk, Nation und Ethnie als natürliche Wesenheiten

angesehen und durch objektive Merkmale bestimmt
werden können. Der Ethnologe Hans-Rudolf Wicker
spricht in diesem Zusammenhang von der «Naturalisierung
von gesellschaftlichem Sein».4 Durch die Essentialisierung
werden die Unterschiede zwischen den Menschen ontolo-
gisiert. Der Politikwissenschaftler Joseph Marko bezeichnet

dies als «Naturalisierung des Unterschieds».5
In Umbruchzeiten ziehen sich die Menschen häufig auf

solche kollektive Identitäten zurück, die ihnen grössere
Sicherheit vermitteln. Fremde erscheinen in Konfliktzeiten
als Bedrohung des Status quo.6 Wie der deutsche Politologe
Hans-Gerd Jaschke betont, werden Ethnizität, Volk und
Nation zu Mitteln der sozialen und politischen Strategie.
Kategorien wie Sprache, Religion oder Ethnie nehmen den
Charakter von Instrumenten zur politischen Mobilisierung
an. Durch die Ethnisierung sozialer Konflikte ergibt sich

potentiell eine verschärfte Konkurrenzbeziehung entlang
ethnisch und nicht schichtspezifisch bedingter Grenzen.7

In der Schweiz verbuchte der Ethnonationalismus bei
der Entstehung des Kantons Jura einen partiellen Erfolg.8
Nach dem Zweiten Weltkrieg versuchte das separatistische
«Rassemblement jurassien» den Jura-Konflikt zu ethnisie-
ren. Allerdings stiess Roland Béguelin mit seinen Thesen
zum «ethnischen Föderalismus» in der frankophonen
Westschweiz auf wenig Zustimmung.9 Die Kaskade der
Volksabstimmungen, die 1974 eine knappe Mehrheit für die
Gründung eines neuen Kantons im Gebiet des Nordjura
ergab, liess die jahrhundertealte Konfessionsgrenze als
Staats- und grenzbildenden Faktor hervortreten. Die
französische Sprache allein genügte nicht, einen neuen Kanton
zu konstituieren.

Die Schweizerische Eidgenossenschaft anerkennt seit
1848 Deutsch, Französisch und Italienisch als Landessprachen;

1938 kam das Rätoromanische dazu.10 Nach der
Volkszählung von 2000 wohnten in der Schweiz gut 7,3 Mil¬

lionen Menschen. Gemäss der Sprachenstatistik teilten sich
die Schweizerinnen und Schweizer in 72,5 Prozent
Deutschsprachige, 21 Prozent Französischsprachige, 4,3 Prozent
Italienischsprachige und 0,6 Prozent Rätoromanischsprachige
auf.11

Obschon die mehrsprachige Schweiz seit dem 19.

Jahrhundert als Modell für Europa gelobt wird, hat sie durch
die vergangenen zweihundert Jahre um ihre kulturelle
Identität und ihre soziale Kohäsion ringen müssen. Ein
Beispiel aus der jüngsten Zeit: Im Anschluss an die
Volksabstimmung vom 6. Dezember 1992 über den «Europäischen

Wirtschaftsraum» wurde das Malaise zwischen den
Romands und den Deutschschweizern zu einem dominanten

Thema im binnenschweizerischen politischen Diskurs.

Malaise in der welschen Schweiz

Für die letzten zwanzig Jahre des 20. Jahrhunderts kann
man von einem Bedeutungsgewinn des Sprachenthemas in
der schweizerischen Publizistik sprechen. Zu Beginn der
1980er Jahre erschienen verschiedene Bücher und Schriften,

die sich mit dem Verhältnis der Sprachengruppen
zueinander, insbesondere mit den Beziehungen zwischen
der deutschen und französischen Schweiz beschäftigten.

1982 kam das Buch «La Romandie dominée» von Alain
Charpilloz und Geneviève Grimm-Gobat heraus, das das

Vetorecht der sprachlichen Minderheiten propagierte.12
Die Westschweizer Medien nahmen die Thesen insgesamt
skeptisch auf.13 Weitere Schriften mit polemischen Tönen

gegen die übermächtige Deutschschweiz folgten, so etwa
«Quand la Suisse française s'éveillera» von Clovis Lugon
im Jahr 1983.14

Es fällt auf, dass Ende der 1990er Jahre verschiedene
welsche Publizisten das brüchige Verhältnis der
Sprachgemeinschaften und den Verlust des nationalen Zusammenhaltes

thematisierten. Entsprechende Schriften trugen sen-
sationsheischende Titel wie «Quand la Suisse disparaîtra»
(1998), «La Suisse éclatée» (1999) oder «Quand la Suisse

éclatera» (2000).15
Mit dem Verhältnis der Sprachgemeinschaften beschäftigte

sich auch die für Fragen des nationalen Zusammenhalts

sensibilisierte «Neue Helvetische Gesellschaft» in
ihren Jahrbüchern: «Der Dialog zwischen Schweizern / Le
Dialogue entre Suisses» (1981) oder «Die Schweiz im Spiegel

ihrer Sprachen / La Suisse face à ses langues» (1990).16

Zeitschrift für Schweizerische Archäologie und Kunstgeschichte, Band 60, Heft 1-2/03 209



Vermehrt begannen sich auch Sozialwissenschaftler,
Historiker, Politologen und Philologen in wissenschaftlichen

Studien mit den Sprachenfragen zu befassen. 1983
erschien das vom Historiker Pierre du Bois herausgegebene

Buch «Union et division des Suisses. Les relations
entre Alémaniques, Romands et Tessinois aux XIXe et XXe
siècles».17 1989 veröffentlichte das Eidgenössische Departement

des Innern den Bericht einer Arbeitsgruppe unter
Peter Saladin zum Thema «Zustand und Zukunft der
viersprachigen Schweiz».18 Der Soziologe Uli Windisch
untersuchte 1994 im Rahmen eines Forschungsprogrammes des
Schweizerischen Nationalfonds die Beziehungen zwischen
Romands und Deutschschweizern; und die Forschungsgruppe

des Politologen Hanspeter Kriesi erstellte 1996 im
Auftrag des Bundesamtes für Statistik eine Studie über den
politischen Graben zwischen der deutschen und französischen

Schweiz.191996 erschien mein Buch «Das Fanal von
Sarajevo. Ethnonationalismus in Europa», in dem ich die
«schleichende Belgisierung» der Schweiz thematisierte.20
Mit dem «Röstigraben» beschäftigte sich Christophe Büchi
mit dem im Jahr 2000 herausgekommenen Buch.21

Eine im November 2002 veröffentliche Umfrage zum
gegenseitigen Verhältnis der Deutschschweizer und
Westschweizer konstatierte ein «Sympathiegefälle» zwischen
den beiden Landesteilen.22 Während von 201 befragten
Personen aus der Westschweiz 51 Prozent ihre
Deutschschweizer Mitbürger für sympathisch hielten, taten das 73
Prozent der Deutschschweizer in Bezug auf die Welschen.
11 Prozent der befragten Romands hielten die Bewohner
der deutschen Schweiz für nicht sympathisch, nur 5 Prozent
der Deutschschweizer ihre französischsprachigen «compatriotes».

Die kleine Studie kommt zum Schluss, dass die
Unzufriedenheit in der Westschweiz grösser sei als im
deutschsprachigen Landesteil. Ausserdem waren 63 Prozent

der Romands der Meinung, die Deutschschweiz
nehme zu wenig Rücksicht auf die französischsprachige
Minderheit, während nur 25 Prozent der Deutschschweizer
diese Ansicht vertraten. Auch wenn wir die Umfragezahlen
mit Vorsicht interpretieren wollen, bestätigen sie das
Malaise in der Romandie, das in den oben zitierten
Büchern und Schriften zum Ausdruck kommt.

Zunehmende Irritationen nach 1970

Aus einem tiefsitzenden Minoritätsgefühl heraus sehen
sich frankophone Intellektuelle und Medienleute häufig
von der Übermacht der deutschen Schweiz bedroht. Im
Vergleich mit den unmittelbaren Nachkriegsjahrzehnten
von 1945-1965 trübte sich - wie erwähnt - im letzten Drittel

des 20. Jahrhunderts das Klima zwischen der deutschen
und der frankophonen Schweiz.

Zunächst zu den allgemeinen Gründen. In der
Nachkriegsperiode von 1945-1965 breiteten sich in einem bisher
unbekannten Ausmass wirtschaftlicher Wohlstand und
soziale Sicherheit aus, was einen Wertewandel zur Folge
hatte. Dazu kam, dass die nach 1940/45 geborene Baby¬

boom-Generation andere Vorstellungen über die Schweiz
besass als ihre Eltern, deren Werte noch stärker vom Krieg
und der Landesverteidigung bestimmt waren. Je mehr sich
das Konsumverhalten23 im Sinne des amerikanischen
Lebensstils europaweit anglich, desto stärker betonten die
Menschen scheinbar «natürliche» Kategorien wie die Nation
oder die Sprache als identitätsstiftende Kategorien.

Wie bei den Autonomiebewegungen im Südtirol, im
Aostatal und auf Korsika, in Katalonien und Galizien, im
Baskenland und anderswo gewann auch in der mehrsprachigen

Schweiz die Sprachenfrage nach 1970 an Bedeutung.
Da vielen Deutschschweizern ihre kulturelle Dominanz im
Alltag (zu) wenig bewusst ist, äussert sich das Unbehagen
hauptsächlich in der französischen Westschweiz und im
italienischsprachigen Tessin. Provokativ formulierte der Künstler

Ben Vautier «La Suisse n'existe pas» an der Weltausstellung

von Sevilla 1992 - eine Formel, die in der Schweiz
eine heftige öffentliche Diskussion auslöste. Auch wenn
diese Debatte nicht direkt die Sprachenfrage im Visier
hatte, war sie Ausdruck der Erosionen im nationalen
Zusammenhalt der Schweiz.

Obwohl die gesamte Schweiz vom Modernisierungsschub

der langen fünfziger Jahre profitieren konnte,
gehörte die Grossagglomeration von Zürich zu den eigentlichen

Nutzniessern, was in den peripheren Landesteilen
der Schweiz, insbesondere in der Westschweiz, Frustrationen

hervorrief. Die wirtschaftlichen Konjunkturflauten,
die nach 1973/74 in unregelmässigen Abständen auftraten,
förderten so auf indirektem Wege die Ethnisierung der
Politik. Zahlreiche Politiker und Intellektuelle aus der
Romandie neigten dazu, die Wirtschaftsprobleme in ihren
Regionen nicht mit ökonomischen, sondern mit kulturellen
Gründen zu erklären. Sozioökonomische Probleme wie
Arbeitslosigkeit und Wohnungsnot und die damit verbundenen

sozialen Ungleichheiten konnten so als Folge ethno-
linguistischer Differenzen wahrgenommen werden. Die
Wirtschaftsmetropole Zürich erschien vielen Romands als

Inbegriff der übermächtigen Deutschschweiz.24
Im Frühling 1996 verstärkte der Entscheid der

Fluggesellschaft Swissair, den Genfer Flughafen gegenüber dem
Zürcher herabzustufen, bei vielen Romands das Gefühl,
von den Deutschschweizern marginalisiert zu werden.
Auch die Probleme der in der zweisprachigen
Dreiseenlandschaft zwischen Biel, Murten, Neuenburg und Yverdon

geplanten Expo. 01 - die schliesslich als Expo. 02

erfolgreich stattfand - wurden vereinzelt mit dem fehlenden
Enthusiasmus der Deutschschweizer Wirtschaft in Verbindung

gebracht.25
Für grosses Aufsehen in der welschen Schweiz sorgte

1999 die Politik der Zürcher Erziehungsdirektion, in den
Zürcher Primarschulen mit dem Frühenglischen vor dem
Französischunterricht zu beginnen.26 Das bildungspolitische
Thema entwickelte sich zum staatspolitischen Problem.
Unter dem Präsidium des Basler Romanisten Georges Lüdi
liess die Eidgenössische Erziehungsdirektorenkonferenz
ein Konzept für den Fremdsprachenunterricht ausarbeiten,
das den Gegebenheiten der vielsprachigen Schweiz Rück-
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sieht tragen soll. Die Autoren warnten davor, Englisch
gegen Französisch oder Deutsch auszuspielen und erklärten,

die Vernachlässigung der Nationalsprachen stelle eine
Gefahr für den Sprachenfrieden in der Schweiz dar und
könnte das Auseinanderdriften der Sprachgebiete
begünstigen.27

Aus der Geschichte von europäischen Minderheitenkonflikten

wissen wir, dass ökonomische und politische
Ungleichheiten für den Zusammenhalt eines Nationalstaates

politische Sprengkraft erhalten, wenn sie von kulturellen

oder ethnischen Differenzen überlagert werden. Dabei
sind nicht so sehr die Fakten entscheidend, als vielmehr die
Vorstellungen, die sich die Menschen von der Wirklichkeit
machen. Verstärkt wurden die Klischees in der welschen
Schweiz durch den Umstand, dass staatliche Ämter statistische

Tabellen häufig nach sprachregionalen Gesichtspunkten
anordneten. Auf diese Weise verfestigten sich in der

Öffentlichkeit ethnolinguistische Denkmuster, die einfache

Erklärungen bieten, um die komplexen sozioökonomi-
schen und politischen Entwicklungsprozesse zu deuten.28

Gibt es eine «identité romande?»

Eine Schlüsselrolle in diesem allgemeinen Bewusstseins-
wandel kommt den überregionalen Massenmedien der
Romandie zu, die einen grossen Teil ihrer Leserschaft am
Genfersee, am sogenannten «Arc lémanique», besitzen.
Bis in die 1970er Jahre waren die Romands wie auch die
andern Schweizer hauptsächlich auf die kantonale Politik
ausgerichtet. Der christlichdemokratische Freiburger las
seine «La Liberté», in der er sich über die Heimat und das

Weltgeschehen orientierte, im übrigen dachte er ähnlich
wie sein Parteifreund in Genf oder in Pruntrut.29 In dem
Masse, in dem die traditionellen Bindungen der soziokultu-
rellen Parteimilieus seit Ende der 1960er Jahre
Auflösungserscheinungen zeitigten, wurden zahlreiche Menschen für
neue politische Ideologien, zum Beispiel für fundamentalistische

und nationalistische Losungen, anfällig.
Im Zusammenhang mit der Pressekonzentration entstanden

in Lausanne und Genf überregionale Zeitungen, die
sich an die gesamte welsche Schweiz wandten. An erster
Stelle sind das 1980 gegründete Wochenmagazin «L'Hebdo»
und der von 1991 bis 1998 existierende «Le Nouveau
Quotidien» zu nennen, der in Lausanne erschien. 1998 folgte in
Genf «Le Temps». Es waren hauptsächlich Journalisten des

«L'Hebdo» und des «Le Nouveau Quotidien», die in ihren
Artikeln die Minderheitsansprüche der welschen Schweiz
geltend machten.30 Ähnlich wie im Falle der «Lega dei
Ticinesi» richteten sich diese hauptsächlich gegen die Hegemonie

der deutschen Schweiz. Ein Paradoxon: Die gleichen
Medien, die bei manchen Gelegenheiten die hybriden
Mischkulturen der modernen Gesellschaft und deren Mul-
tikulturalität als Zeichen der postmodernen Welt positiv
deuteten, waren im Verhältnis zu den Zürchern und andern
Deutschschweizern nicht frei von ethnozentristischen
Zügen. Christophe Büchi, der im zweisprachigen Freiburg

aufgewachsen ist und heute in Prilly im Kanton Waadt
wohnt, erklärte dies in der «Neuen Zürcher Zeitung» mit
dem «Syndrom der belagerten Festung».31

In den 1980er Jahren hoben Intellektuelle die «identité
romande» hervor, die sie primär auf die Einheit der Sprache

und Kultur bezogen und dabei die historischen
Unterschiede der Kantone minimalisierten. Was Journalisten für
die ganze Schweiz in kritischer Entmythologisierungsarbeit
partiell zurückwiesen, nahmen sie für das Welschland in
Anspruch: eine gemeinsame Identität. War die frankophone

Schweiz bislang kantonal und konfessionell
fragmentiert, erschien sie nun manchen Intellektuellen als ethnische

und kulturelle Einheit. Der Journalist Michel Zendali
brachte dies 1992 mit einer deutlichen Allusion an die
Sevilla-Debatte auf die lapidare Formel: «La Suisse romande
existe».32 Der Genfer Staatsrat Guy-Olivier Segond postulierte

im Herbst 1992 anlässlich einer Tagung in Glion die

Bildung eines mit Entscheidungskompetenzen ausgestatteten

Rates der französischsprachigen Kantone. Dieser sollte
zuerst im Bereich der Raumplanung, später auch in der Bil-
dungs- und Gesundheitspolitik die bisherigen kantonalen
Instanzen ablösen.33 Andererseits hatte der Genfer
Regierungsrat Jacques Vernet noch im Jahr 1985 betont: «Il n'y a

à vrai dire pas de Romandie, [...], il y a seulement une série

d'Etats confédérés.»34
Noch einen Schritt weiter ging im Jahr 2000 der jurassische

Nationalrat Jean-Claude Rennwald in seiner Schrift
«Quand la Suisse éclatera».35 Um ein Auseinanderbrechen
der Schweiz zu verhindern, forderte er eine «Demokratie
der Sprachen». Der sozialdemokratische Politiker rückte
damit in die Nähe eines sprachlichen oder ethnischen
Föderalismus, wie ihn schon der Separatistenführer
Roland Béguelin während der Jurakrise vertreten hatte.

Die Sprachenfrage wurde auch bei der Ergänzungswahl
für Ruth Dreifuss in den Bundesrat im Dezember 2002

zum Thema. Die Kandidatur der Freiburger Staatsrätin
Ruth Lüthi galt einem Teil der welschen Presse als
problematisch. Journalisten stellten die Frage, ob die gebürtige
Solothurnerin aufgrund ihrer «origine alémanique» die
Romandie angemessen vertreten könne.36 Im Genfer «Le

Temps» erklärte der publizistische Direktor, Lüthi sei

«germanophone». Wenn es genüge, in einem zweisprachigen
Kanton beheimatet zu sein, dann könne man auch die
Bundesräte Adolf Ogi oder Samuel Schmid als Romands
bezeichnen.37 Zu Eric Hoeslis Ausführungen meinte der
Zürcher «Tages Anzeiger», sie brächten eine «chauvinistische

Kampagne» gegen die Freiburger Bundesratskandidatin

zu neuer Blüte; das Argument «Ruth Lüthi ist keine von
uns» führe in eine «gefährliche, rassistische Richtung».38 Im
«L'Hebdo» lobte Jacques Pilet die Sprachenkenntnisse der
Freiburger Staatsrätin, doch meinte er, das «français fédéral»

genüge nicht, es bleibe «une réduction, un raccourci de la

pensée». Sollte Lüthi gewählt werden, gäbe es nur noch
einen Bundesrat (gemeint war Pascal Couchepin), der nicht
auf Schweizerdeutsch denke.39 Sukkurs erhielten die Lüthi-
Gegner auch von einzelnen Stimmen aus dem mehrheitlich
französischen Heimatkanton Lüthis, wo die «Communauté
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Romande du Pays de Fribourg» forderte, dass die neue
Bundesrätin eine Romande sein und ihre Schulzeit in
französischer Sprache durchlaufen haben müsse.40 Kurz vor
dem Wahltag vom 4. Dezember verstärkte sich die Kampagne

gegen Lüthi. Unter dem eindringlichen Warnruf
«Romands, réveillez-vous!» publizierte die Zeitung «Le
Matin» einen letzen Aufruf vor der Bundesratswahl.41
Nicht alle welschen Journalisten vertraten die Anti-Lüthi-
Linie. Der Chefredaktor der Freiburger «La Liberté»
Roger de Diesbach schrieb über die Freiburger Kandidatin:

«Certes, elle n'est pas tombée dans la marmite francophone

quand elle était petite, mais elle s'y acclimate, comme,
avant elle, des Hoesli, Diesbach et autres Zendali.»42

Wie sind diese Stimmen zu deuten, die allerdings im
privaten Gespräch mit welschen Bürgerinnen und Bürgern
nicht überall geteilt wurden? Weisen sie auf eine stärkere
Ethnisierung der Beziehungen zwischen den schweizerischen

Sprachgemeinschaften hin? Wie auch immer die
Antwort ausfällt, für mich - und dies ist der erste Punkt -
steht fest, dass sich in den achtziger und neunziger Jahren
des 20. Jahrhunderts in der französischen Schweiz verschiedene

Politiker, Publizisten und Journalisten in den Medien
Gehör verschafften, die im Zuge des Zeitgeistes stärker als
bisher für die «identité romande» als Bezugspunkt plädierten.

Festzuhalten ist freilich, dass man in den Regierungskanzleien

der Westschweizer Kantone die Idee einer nach
Sprachregionen aufgeteilten Schweiz offiziell nicht
aufnahm. Dennoch vertrete ich die These, dass der
Sprachregionalismus in der gesamten Schweiz zugenommen hat und
die herkömmlichen kantonalen Grenzlinien fast unmerklich

erodieren lässt. Wie in allen Übergangszeiten kann
man sich über das Ausmass der Erosion streiten, kaum
Zweifel bestehen aber darüber, dass die Kantone als iden-
tifikatorische Referenzpunkte auf der Verliererseite
stehen.

Zweitens: Nachdem die konfessionellen Streitfragen des

Kulturkampfes in den 1970er Jahren weitgehend aus der
öffentlichen Debatte verschwunden waren und die sozialen
Themen des Klassenkonfliktes ihre Virulenz verloren hatten,

traten zum Teil sprachenpolitische Themen an ihre
Stelle. Hier folgte die Schweiz dem allgemeinen Trend in
Europa.

Ein dritter Punkt: Zwar wuchsen im 20. Jahrhundert die
Sprachkompetenzen der Schweizer mit dem steigenden
Bildungsniveau an, sie genügen aber nicht, um im täglichen
Leben die real existierenden Sprachbarrieren zu durchbrechen.43

Aus Studien wissen wir, dass die Schweizer lieber
auf die Medien des sprachverwandten Nachbarlandes
ausweichen als Radio und Fernsehen der anderssprachigen
Landsleute zu benutzen.44 Das hat zur Folge, dass im Denken

der Menschen diesseits und jenseits der Saane die
sprachregionale Aufteilung der Schweiz voranschreitet.

Und schliesslich ein vierter Aspekt: Wie die Zahlen der
schweizerischen Volkszählung von 2000 ergeben, ist die
Angst der Romands vor einer Germanisierung zumindest
quantitativ unbegründet, denn das Französische wurde
durch die demographische Entwicklung der 1990er Jahre

gestärkt. Während 1990 noch 19,2 Prozent der Gesamtbevölkerung

Französisch als Hauptsprache hatten, waren es
2000 20,4 Prozent. Betrachtet man nur die Schweizerinnen
und Schweizer, dann stieg diese Zahl von 20,5 Prozent im
Jahre 1990 auf 21 Prozent 2000.45 In der Westschweizer
Tagespresse wurden diese Ergebnisse mit einer gewissen
Genugtuung aufgenommen.46

Politische Differenzen

Auf nationaler Ebene traten die Spannungen zwischen der
deutschen und der welschen Schweiz am sichtbarsten in
der Politik, das heisst in einzelnen Volksabstimmungen
hervor.47 Als eigentlicher Katalysator wirkte die Europa-
Abstimmung über den Beitritt zum Europäischen
Wirtschaftsraum (EWR) vom 6. Dezember 1992. Die
französischsprachigen Kantone - inklusive die zweisprachigen
Kantone Freiburg und Wallis48 - stimmten dem EWR-Bei-
tritt mit einer Ja-Mehrheit von 72 Prozent zu, während die
deutsche Schweiz und das italienischsprachige Tessin Nein-
Mehrheiten von 62 Prozent beziehungsweise 61 Prozent
aufwiesen. Auch wenn in der deutschen Schweiz 38 Prozent
für den EWR stimmten, reichte dies nicht für ein
gesamtschweizerisches Ja, da in der französischen Schweiz nur ein
Fünftel der schweizerischen Gesamtbevölkerung wohnt.
Die «lateinische» Schweiz allein kann keine Volksabstimmung

gewinnen. Dieser entscheidende Faktor wird auf Seiten

der Deutschschweizer Mehrheit viel zu wenig beachtet.
Im Anschluss an die Europa-Abstimmung von 1992 war

das Bild vom Auseinanderdriften der deutschen und
französischen Sprachregion dominantes Thema des politischen
Diskurses. Die folgenden Volksabstimmungen wurden von
den Medien weitgehend danach untersucht, ob sich ein
«Röstigraben» im Abstimmungsverhalten zwischen der
deutschen und der welschen Schweiz aufgetan habe oder
nicht. Tatsächlich zeigten sich zwischen den beiden
Landesteilen in Fragen der Aussenpolitik und der Sozialpolitik
deutliche Unterschiede im Abstimmungsverhalten. Die
bilateralen Abkommen mit der Europäischen Union, über
die die Schweizerinnen und Schweizer am 21. Mai 2000
abstimmten, wurden von den französischsprachigen
Kantonen mit 76 Prozent angenommen, während in der
deutschen Schweiz 61 Prozent und im Tessin nur 43 Prozent den

Verträgen zustimmten. Differenzen bestanden auch bei
Abstimmung über die europafreundliche Volksinitiative
«Ja zu Europa» am 4. März 2001, die in der Westschweiz
immerhin einen Ja-Stimmen-Anteil von 36 Prozent
erzielte, während sie in der deutschen Schweiz und im Tessin

nur 16 Prozent Ja-Stimmen erreichte. Schliesslich verhalf
die Westschweiz der epochalen Abstimmung über den
UNO-Beitritt vom 3. März 2002 mit einer Zustimmung von
62 Prozent zum Erfolg. Gesamtschweizerisch hatten sich 55

Prozent der Stimmberechtigten für den Beitritt entschieden,

aber nur 48 Prozent in der deutschen Schweiz und 41

Prozent im Tessin. Ohne den Stimmenüberschuss aus der
französischen Schweiz wäre die Vorlage abgelehnt worden.
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Volksabstimmungen 1992-2002: Ja-Prozente nach Kantonen

Zürich

Europäischer
Wirtschaftsraum

1992 <•)

49

AHV-Revision

1998 P)

40

Mutterschaftsversicherung

1999 <3>

38

Bilaterale

Europa-Verträge
2000 <4>

70

Initiative
«Ja zu Europa»

2001 <5'

24

UNO-Beitritt

2002 <6>

60

Bern/Berne 48 39 36 68 23 56

Luzern 39 37 28 63 16 52

Uri 25 37 22 52 9 40

Schwyz 27 29 20 50 11 39

Obwalden 28 27 25 56 11 45

Nidwaiden 34 27 22 56 11 47

Glarus 32 33 21 57 13 40

Zug 44 34 31 69 17 55

Solothurn 43 39 28 67 20 53

Basel-Stadt 55 44 44 72 29 64

B asel-Landschaft 53 40 35 71 23 59

Schaffhausen 39 42 30 61 18 45

Appenzell
Ausserrhoden 37 33 23 62 14 46

Appenzell
Innerrhoden 29 23 14 52 7 33

St. Gallen 38 35 24 63 14 47

Graubünden/ 32 39 30 59 14 46

Grigioni/Grischun
Aargau 40 35 26 62 17 49

Thurgau 36 32 23 57 14 43

Ticino

Fribourg/Freiburg

38

39

65

35

61

50

27

63

54

61

43

75

16

16

27

48

41

59

Vaud 78 49 64 80 39 64

Valais/Wallis 56 49 49 66 21 52

Neuchâtel 80 58 63 79 44 65

Genève 78 55 74 79 41 67

Jura 77 68 70 77 44 63

Gesamtschweizerisch

72

49,7

55

42

62

39

76

67

36

23

62

55

1) Bundesbeschluss über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) vom 6. Dezember 1992

2) Volksinitiative «für die 10. AHV-Revision ohne Erhöhung des Rentenalters» vom 27. September 1998

3) Bundesgesetz über die Mutterschaftsversicherung vom 13. Juni 1999

4) Bundesbeschluss über die Genehmigung der sektoriellen Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft einerseits
und der Europäischen Gemeinschaft sowie gegebenenfalls ihren Mitgliedstaaten oder der Europäischen Atomgemeinschaft
andererseits vom 21. Mai 2000

5) Eidgenössische Volksinitiative «Ja zu Europa» vom 4. März 2001

6) Eidgenössische Volksinitiative «für den Beitritt der Schweiz zur Organisation der Vereinten Nationen» (UNO) vom 3. März 2002
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Im Bereich der Sozialpolitik mussten sich die
französischsprachigen Schweizer wiederholt dem Willen der
Deutschschweizer Mehrheit beugen. Dabei befanden sich
die Tessiner in diesem Bereich an der Seite der Romands.
Die Volksinitiative für die 10. AHV-Revision ohne
Erhöhung des Rentenalters wurde am 27. September 1998

von der Mehrzahl der welschen Stimmbürger als auch
des Tessins angenommen, erreichte gesamtschweizerisch
aber nur einen Ja-Stimmen-Anteil von 42 Prozent. Das
selbe Bild zeigte sich am 26. November 2000 bei den
Volksinitiativen für eine Flexibilisierung der AHV und
für ein flexibles Rentenalter. Am deutlichsten war der
Unterschied in der Abstimmung über die Mutterschaftsversicherung

am 13. Juni 1999. Während mehr als 62

Prozent der Westschweizer und Tessiner das Gesetz
guthiessen, taten das nur 27 Prozent in der deutschen
Schweiz, was zu einem gesamtschweizerischen Durchschnitt

von 39 Prozent und damit zur Ablehnung führte.
Verschiedene Kommentatoren erklärten das unterschiedliche

Wahlverhalten deutscher und lateinischer
Sprachgemeinschaften mit den jeweils anderen Vorstellungen
über die Rolle des Staates in der Gesellschaft.49 Diese
Interpretation greift meines Erachtens zu kurz. Betrachtet
man beispielsweise asylpolitische Abstimmungen, zeigt
sich, dass die Deutschschweizer in diesem Bereich durchaus

gewillt sind, dem Staat zusätzliche regulatorische
Befugnisse zuzugestehen.

Wie aus einer 1996 veröffentlichten Untersuchung der
Forschergruppe von Hanspeter Kriesi über die
Volksabstimmungen hervorgeht, hielten die Schweizerinnen und
Schweizer die Sprachenfrage für kein vordringliches
Problem, im Gegensatz zu Themen wie der Arbeitslosigkeit,
dem Drogenproblem oder der AHV50 Die verschiedenen
Sprachregionen würden - so die Studie - in ihren politischen

Grundwerten übereinstimmen, und die Bevölkerung
aller Regionen würde sich stark mit der Schweiz verbunden
fühlen. Die Analyse von Volksabstimmungen im Zeitraum
der Jahre 1872 bis 1994 ergab, dass sich der Sprachenkonflikt

gesamthaft und quantitativ tendenziell verringert hatte,
was zu einer Annäherung der Sprachregionen in ihrem
politischen Verhalten führte. In absoluten Zahlen zog die
allgemeine Zunahme der Volksabstimmungen indessen
häufige Differenzen zwischen den Landesteilen nach sich.
Da die Medien seit 1970 dem Sprachenthema hohe
Aufmerksamkeit schenkten, rückten die Abstimmungsresultate

in regelmässigen Abständen in den Brennpunkt des
öffentlichen Interesses. Ferner wiesen die Autoren darauf
hin, dass zwischen den Sprachregionen durchaus Probleme
existierten, was sich hauptsächlich im Bewusstsein der
sprachlichen Minderheiten niederschlage. Trotz geteilter
politischer Grundwerte würden aber in den einzelnen
Sprachgemeinschaften unterschiedliche Wertmuster
vorherrschen, was sich bei Themenkreisen wie Auslandsbeziehungen,

Sozialpolitik und Föderalismus äussere. Die
Kriesi-Studie hielt fest, dass der Sprachenfaktor seit den
1980er Jahren zu einem der wichtigsten Parameter des

AbstimmungsVerhaltens geworden sei.

Der von Michael Herrmann und Heiri Leuthold
vorgenommene statistische Vergleich der Gemeindeergebnisse
aller eidgenössischen Volksabstimmungen von 1981 bis
2000 bestätigt das Anwachsen der politischen Differenzen
zwischen dem deutschen und dem französischen Landesteil.51

Der «weltanschauliche Graben» zwischen den
Sprachregionen wurde demnach in den letzten zwanzig Jahren des

20. Jahrhunderts grösser und veränderte sich qualitativ.
Ferner konnten die Autoren eine «Homogenisierung des

Abstimmungsverhaltens innerhalb der Sprachregionen»
feststellen. Letzteres treffe vor allem auf die Romandie zu,
die weniger als die Deutschschweiz durch den Gegensatz
von «linksliberalen städtischen Zentren und der rechtskonservativen

Peripherie» geprägt sei. Während in den 1980er
Jahren ökologische Fragen die deutsch- und die
französischsprachige Schweiz spalteten, waren es in den 1990er
Jahren vor allem wirtschafts- und sozialpolitische Themen.
Die Westschweizer waren in diesen Fragestellungen eher
sozialstaatlich und autoritätskritisch eingestellt, während
sich die Deutschschweizer wirtschafts- und
autoritätsfreundlich zeigten. Bei aussenpolitischen Fragen wurde in
den 1990er Jahren nach Herrmann und Leuthold der sonst
wirksame Stadt-Land-Gegensatz oft durch den Sprachengraben

überlagert. Dabei gewichten die beiden Autoren
den Gegensatz zwischen Zentrum und Peripherie stark. Sie

kommen zum Schluss, dass seit den 1980er Jahren der
Sprachraum im Vergleich zu kantonalen und konfessionellen

Eigenheiten für die politische Orientierung an Bedeutung

gewonnen habe.

Mundartwellen in der deutschen Schweiz

Im Zusammenleben zwischen den Deutsch- und
Französischschweizern spielen die Deutschschweizer Dialekte
eine wichtige Rolle, denn sie vergrössern die Sprachenbarriere.

Für die Deutschschweizer stellte der Dialekt seit

jeher ein wesentliches Identitätsmerkmal dar, um sich von
den benachbarten Deutschen zu unterscheiden. Ausserdem

verkörpern die Mundarten die politische Vielfalt der
Deutschschweizer Regionen und Kantone.52

Für den Zusammenhalt der schweizerischen Staatsnation
hatten die Mundarten im Verlauf der Geschichte dennoch
integrative Funktionen. Weil die Deutschschweizer kein
einheitliches Sprachenbewusstsein und in der Folge keine
Hochsprache entwickelten, strebten sie im 19. Jahrhundert
keine Nationalisierung ihrer Sprache an. Für die staatspolitische

Kohäsion der multikulturellen Schweiz war dies - so

paradox es tönt - von Vorteil. Die Deutschschweizer trafen
trotz ihrer zahlenmässigen Mehrheit keine ernsthaften
Anstalten, ihre Sprache zum Merkmal des modernen
schweizerischen Nationalstaates zu erklären und diese als
Staatssprache den sprachlichen Minderheiten aufzuzwingen. Im
Gegenteil, 1848 bekannte sich der neue Bundesstaat zur
Mehrsprachigkeit als Prinzip, was im damaligen Europa
eine Ausnahme darstellte. Es waren also indirekt die
Mundarten, die die sprachliche Homogenisierung der
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Schweiz verhinderten oder zumindest hemmten. Wenn
man über die Nachteile der Dialektwelle spricht, darf man
diese historisch-politische Funktion der Deutschschweizer
Mundarten nicht ausser acht lassen.53

Wenn man sich zum Beispiel die Geschichte der Magya-
risierung Ungarns vor Augen führt, erkennt man, dass die
Sprachengeschichte in der Schweiz durchaus hätte anders
verlaufen können. Nach Laszló Katus machte der Anteil
der Magyarisch sprechenden Ungarn im Königreich
Ungarn 1850 erst 41,6% aus.54 Sechzig Jahre später ergab
die Volkszählung von 1910 eine Gesamtbevölkerung von
über 18 Millionen Menschen, von denen nun 54,5% Ungarisch,

16,1% Rumänisch, 10,7% Slowakisch und 10,4%
Deutsch als erste Sprache angaben - um nur die grösseren
Sprachgruppen zu nennen. Man kann davon ausgehen,
dass zwischen 1880 und 1910 2,5 bis 3 Millionen der
nichtmagyarischen Bevölkerung Ungarns sprachlich-kulturell
an das Magyarentum assimiliert wurden. Im Königreich
Ungarn wurde so im Verlaufe des 19. und zu Beginn des 20.
Jahrhunderts die Mehrsprachigkeit entscheidend geschwächt.
Wie Moritz Csäky feststellt, verlor die «Hungarus»-Idee,
die alle Bewohner des Königreichs als Ungarn betrachtete,
welches auch immer ihre Muttersprache war, gegenüber
der «Magyar»-Konzeption an Boden, die von einer ungarischen

Staatssprache ausging.55
Kehren wir nach diesem Seitenblick auf Ungarn zur

Schweiz zurück. Im 20. Jahrhundert gewannen die
Deutschschweizer Mundarten an Bedeutung. Sprachengeschichtler
unterscheiden zwischen drei Mundartwellen.56 Die erste
Welle wurde im ersten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts vom
«Heimatschutz»-Gedanken getragen, die zweite hing mit
der «geistigen Landesverteidigung» vor und während des
Zweiten Weltkrieges zusammen, wobei dem Schweizerdeutschen

als Zeichen des nationalen Widerstandes gegen
Nazi-Deutschland eine wichtige Rolle zukam. Gegen Ende
der 1960er Jahre begann eine dritte Welle. Deutschschweizer

Schriftsteller wie Kurt Marti und Franz Hohler oder
Liedermacher wie Mani Matter trugen mit ihren kritischen
Texten und Mundartliedern zur weiteren Verbreitung der
Dialektwelle bei. 1989 stellte der vom Eidgenössischen
Departement des Innern herausgegebene Bericht fest, die
Mundartwelle manifestiere sich vor allem im häufigeren
Dialektgebrauch im Schulbereich, bei Radio und Fernsehen,

in kantonalen und kommunalen Parlamenten, in den
Verwaltungen sowie im Bereich der Kirche, der Armee
und der Justiz.57 Kein Zweifel: der vermehrte Gebrauch der
Mundarten im Alltagsleben der Deutschschweizer
erschwert die sprachliche Verständigung in einem plurilin-
gualen Land. Der Politologe Ernest Weibel machte auf die
Ängste vor einer «Hollandisierung» der deutschen Schweiz
aufmerksam und meinte damit den Rückzug auf eine
Kleinsprache als Kommunikationsmittel.58 Indessen: An
der Wurzel des Problems stehen nicht die Dialekte,
sondern mangelnde Sprachkompetenzen der Schweizer. Die
Romands, die die Mundartwelle in Radio und Fernsehen
der deutschen Schweiz kritisieren, lesen kaum
Deutschschweizer Zeitungen, obwohl diese in Hochdeutsch ver¬

fasst sind. Umgekehrt benutzen die Deutschschweizer das

welsche Fernsehen und Radio nicht häufiger, auch wenn
sie dort nicht auf die erwähnte Dialektbarriere stossen.

Belgisierung: Schlagwort oder Wirklichkeit?

Die verschiedenen Belastungen im Verhältnis von französisch-

und deutschsprachigen Schweizern haben in den

neunziger Jahren des 20. Jahrhunderts den Warnruf vor
einer «Belgisierung» der Schweiz laut werden lassen.59

Damit war gemeint, dass sich in der Schweiz gelegentlich
Sprachenblöcke herausbilden und der Sprachenkorpora-
tivismus nach belgischem Vorbild im Alltag an Bedeutung
gewinnt. Entspricht diese Interpretation der Wirklichkeit?
Für das ausgehende 20. Jahrhundert stelle ich mit anderen
Autoren in der Welschschweiz verstärkt Irritationen, ja
Abwehrreflexe gegenüber der Deutschschweizer Mehrheit
fest.60 Allerdings vermochten weder die Herabstufung des

Genfer Flughafens Cointrin noch der Entscheid der Zürcher

Erziehungsdirektion, dem Englischen vor der zweiten
Landessprache Priorität einzuräumen, das Verhältnis
zwischen den Landesteilen nachhaltig zu zerrütten. Der
Abwehrreflex der Romands hängt mit ihrem Minderheitsstatus

zusammen. Solange die Abgrenzung nicht zu einer
institutionellen Absonderung im Staat führt, besteht kein
Anlass zur Panik.61

1965 schrieb der Publizist Denis de Rougemont, dass die
Schweiz deshalb gut funktioniere, weil die Schweizer durch
die politischen Institutionen miteinander verbunden seien,
sonst aber in ihren eigenen Regionen und Kantonen ohne

grosse gegenseitige Kenntnisse leben würden.62 Zu Beginn
des 21. Jahrhunderts ist diese These des Neuenburger
Essayisten nicht mehr gültig. Wie René Knüsel und Hanspeter

Kriesi richtig feststellen, haben die wirtschaftlichen
und politischen Interdependenzen auf nationaler und
internationaler Ebene derart zugenommen, dass eine bloss

passive Koexistenz nicht mehr ausreicht.63
Bis 1950 reagierten die Schweizer auf interkulturelle

Probleme zwischen den Sprachgemeinschaften mit einem
föderalistischen Reflex, der es den Sprachgemeinschaften
ermöglichte, ihr Leben in den Kantonen mehr oder weniger

nach eigener Façon zu gestalten.64 Die Romands gehörten

zusammen mit den Innerschweizer Katholiken zu den
vehementesten Befürwortern dieser defensiven
Föderalismus-Strategie, die übertriebene Zentralisierungen und
Homogenisierungen in der kulturell und religiös fragmentierten

Schweiz verhinderte.65
Im letzten Drittel des 20. Jahrhunderts hat sich die

Ausgangslage völlig verändert. An die Stelle der Frage, wie
weit sich die Schweiz zentralisieren soll, trat neben andern
als wichtigster Konfliktpunkt das Thema der internationalen

Öffnung. Die Mehrheit der Deutsch- und Italienischschweizer

votiert für einen gewissen Isolationismus auf der
Ebene der europäischen Integration, während die Welschen

grosse Hoffnungen auf Europa setzen.66
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Noch ist der nationale Zusammenhalt der Schweizer im
Vergleich mit andern multikulturellen Ländern gut. Die
Schweiz weist trotz der kulturellen, sprachlichen und
konfessionellen Unterschiede eine hohe soziale und nationale
Kohäsion auf. Nach Hanspeter Kriesi darf dieser allgemeine
Befund nicht darüber hinwegtäuschen, dass die traditionellen

Institutionen der Politik, die bis anhin zusammenhielten,

was kulturell auseinander strömte, dieser Aufgabe in
Zukunft nur mehr schwer gerecht werden können.67 Unter
der Oberfläche der politischen Stabilität sind Strömungen
vorhanden, die auf eine Ethnisierung von Gesellschaft und
Politik und damit auf eine stärkere kulturelle Spaltung der
Schweiz hindeuten. Vorläufig wirkt der Wohlstand als
Kohäsionsfaktor. Je mehr sich aber in Europa die
ökonomischen Ausgangsbedingungen jenen der Schweiz angleichen,

desto weniger stärkt die Wirtschaft den Nationalstaat.

Dass die Schweiz bisher keine tiefgreifende Belgisierung
durchmachte, hängt auch mit ihrer Kraftfeldervielfalt
zusammen, in der die Schweizer in einem helvetischen «cross-
cutting» ständig wechselnde Konfliktfronten formen.68 Die
Schweiz hielt bislang so gut zusammen, weil die politischen
Grenzen nicht mit den konfessionellen und sprachlichen
übereinstimmen. Dazu kommt, wie Wolf Linder schreibt,
dass die politischen Parteien der Schweiz über die Sprachgebiete

hinaus gewachsen sind und sich nicht ausschliesslich

einer Sprachgruppe verpflichtet fühlen.69
Die herkömmlichen Grundmuster der Konfliktregelung

in der multikulturellen Schweiz sind zu Beginn des 21.
Jahrhunderts schweren Belastungen ausgesetzt. Die Schweiz
steht mitten in einem Anpassungsprozess, der sie zwingt,
die alten Rahmenbedingungen des Zusammenlebens der
vier Sprachgemeinschaften neu zu überdenken.70
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ZUSAMMENFASSUNG

Im letzten Drittel des 20. Jahrhunderts verstärkte sich der ethnisch
argumentierende Nationalismus als globales Phänomen. In der
Schweiz kann man von einem Bedeutungsgewinn der «Sprachenfrage»

sprechen. Spannungen zwischen der deutschen und
französischen Schweiz traten am sichtbarsten in einzelnen
Volksabstimmungen zur Aussen- und Sozialpolitik hervor. Dass sich in
der Schweiz keine Sprachenblöcke im Stile Belgiens gebildet
haben, hängt hauptsächlich mit dem helvetischen «cross-cutting»
der Konfliktlinien zusammen.

RESUME

Au dernier tiers du 20ème siècle, le nationalisme ethnique se

renforçait comme phénomène global. En Suisse, on peut parler d'un
gain d'importance du thème linguistique. Des tensions entre la
Suisse germanophone et francophone devenaient les plus visibles
dans certaines votations sur la politique extérieure et sociale. Le
fait qu'en Suisse des blocs linguistiques ne se soient pas formés
comme en Belgique est principalement lié au «cross-cutting»
helvétique des frontières de conflits.

RIASSUNTO

Nell'ultimo terzo del XX Secolo il nazionalismo basato su
argomenti etnici ha conosciuto un rafforzamento in quanto fenomeno
globale. In Svizzera possiamo parlare di un incremento della sua
importanza nell'ambito della «questione linguistica». Tensioni fra
la Svizzera tedesca e francese si sono manifestate soprattutto nelle
varie votazioni popolari su tematiche concernenti la politica estera
o sociale. Il fatto che in Svizzera non si siano formati blocchi
linguistici analoghi a quelli visti in Belgio è dovuto in primo luogo
al continuo modificarsi delle linee di conflitto lungo le quali le

dispute politiche hanno luogo.

SUMMARY

The last third of the 20th century saw a marked increase in
ethnically motivated nationalism as a global phenomenon. In
Switzerland this is primarily reflected in the growing significance of
linguistic issues. Tensions between the German-speaking and
French-speaking regions of Switzerland have been most conspicuous

in votes on foreign affairs and social policy. The fact that
linguistic blocks, such as those formed in Belgium, have not emerged
in Switzerland is due largely to the "cross cutting" of lines of
conflict.
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